
  Von Wolfgang Storz, Frankfurt

  Die Ergebnisse der jüngsten Landtags-
wahlen (siehe WOZ Nr. 36/09) machen 
es wieder wahrscheinlicher, dass die 
seit vier Jahren regierende Grosse Ko-
alition von CDU, CSU und SPD in die 
Verlängerung geht. Und dass es mögli-
cherweise doch nicht zu der bisher pro-
gnostizierten bürgerlichen Regierung 
von Unionsparteien und FDP kommen 
könnte. Das bedeutet: Es wird bis zu-
letzt ein Kopf-an-Kopf-Rennen geben, 
und den Streit über mögliche Koaliti-
onen und deren Vor- und Nachteile. Be-
gonnen hat die Debatte ja schon.

  Aber ansonsten wird der Bundes-
tagswahlkampf in Deutschland bleiben, 
was er bisher war: irgendwie irre. Punkt 
eins: Deutschland steckt – darin sind 
sich alle einig – mitten in einer tiefen 
Krise. Punkt zwei: Die entscheidenden 
Fragen werden in den Feuilletons gros-
ser Zeitungen und in den wirtschafts-
liberalen Blättern gestellt. Punkt drei: 
Im Wahlkampf selber aber spielen die-
se Fragen letztlich keine Rolle. Sicher, 
Angela Merkel (CDU) will nach den 

Wahlen Steuern senken, Frank-Walter 
Steinmeier (SPD) will die Wirtschaft 
irgendwie dazu bewegen, bis 2020 vier 
Millionen Arbeitsplätze zu schaffen. Im 
Mittelpunkt standen jedoch bisher fol-
gende Banalitäten: ob die Kanzlerin den 
Vorstandsvorsitzenden der Deutschen 
Bank, Josef Ackermann, zum Abend-
essen in ihr Amt einladen darf, ob die 
Gesundheitsministerin Ulla Schmidt 
(SPD) ihren Dienstwagen im Urlaub be-
nutzen darf, ob Merkels CDU den Wahl-
kampf verweigere oder nicht.

  Konsumistische Massenbewegung
  Irgendwie scheint dies auch der Stim-

mung der Bevölkerung zu entsprechen. 
Eine Gesellschaft im Wartestand: Mo-
natelang berichten Medien, man befi nde 
sich mitten in einer der dramatischsten 
Krisen, aber die BürgerInnen, die keine 
Aktien haben, spüren sie nicht  – noch 
nicht. So fühlen sie sich mitten in der 
Krise nicht unbehaglich: Nach einer 
Umfrage des Meinungsforschungsinsti-
tuts Allensbach von Ende Juni denken 
drei Viertel der Befragten, es werde sich 
in den nächsten zwölf Monaten an ihrer 
persönlichen Lage nichts ändern, nur 27 
Prozent der Beschäftigten sorgen sich 
um ihren Arbeitsplatz. Zwar sind über 
eine Million Beschäftigte in Kurzarbeit, 
aber das ist es auch. Es gibt derzeit auch 
keine Massenentlassungen, jedenfalls 
nicht vor der Wahl. Das haben, so ein 
Bericht der «Financial Times Deutsch-
land», Unternehmerverbände und die 
Regierung vereinbart.

  Die Preise sinken. Die Kauflust 
steigt. Die Autoabwrackprämie löste 
eine konsumistische Massenbewegung 
aus. Die Medien beschreiben mehr und 
mehr den nahenden Aufschwung, weil 

 DEUTSCHLAND VOR DER WAHL Seit den Landtagswahlen Ende August scheint alles wieder 
offen. Doch gestritten wird im Wahlkampf immer noch wenig – und schon gar nicht über 
die grossen Probleme.

  Das ohrenbetäubende
Schweigen
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«Mir hätte gefallen, 
wenn jemand gesagt 
hätte: Wir sind 
Ko-Autoren dieser 
Krise.»
 Wolfgang Engler, Soziologe 

fast alle Konzerne in diesem Krisenjahr 
2009 gute Gewinne machen werden, 
weil die Aktienkurse steigen, die Auf-
träge zunehmen. Die Krise kommt spä-
ter im Alltag an, nach dem Wahltag. Für 
den Herbst sind Massenentlassungen 
prognostiziert. Und dann wird der Staat 
mit höheren Steuern und Sozialabbau 
beginnen und bei den einfachen Bürger-
Innen die vielen Milliarden Euro neuer 
Staatsschulden eintreiben, die er aus-
geben musste, um die Banken zu retten 
und die Spekulationsschäden zu beglei-
chen, die einige wenige zu verantworten 
haben. 

  Alles weiter so
  Was macht die Politik in diesen Wo-

chen? Fast alle versuchen, Opel zu ret-
ten. SPD, CDU, CSU und auch Die 
Linke überlegen nicht, wie man den 
Beschäftigten helfen könnte, damit sie 
bald eine andere Stelle haben. Nein, sie 
wollen unbedingt eine Autofi rma am Le-
ben erhalten. Dabei wissen alle um die 
enor men Überkapazitäten in der globa-
len Automobilbranche. Und während 
sie sich in der milliardenschweren und 
vermutlich nutzlosen Rettung von Ver-
altetem verlieren, überlassen sie ausge-
rechnet herkömmlichen Unternehmen 
wie der Münchner Rück die Initiative 
in neuen Bereichen. Diese bastelt mit 
anderen gerade an einer Pyramide der 
Zukunft – einem 400-Milliarden-Euro-
Solarprojekt auf afrikanischem Boden.

  Was macht die Politik sonst noch? 
Sie lässt sich von den Banken auf der 
Nase herumtanzen. Zur Erinnerung: 
Wenn der Staat nicht mit dem Geld aller 
SteuerzahlerInnen für die Banken und 
deren toxische Papiere bürgen würde, 
dann wären die meisten Finanzinstitute 
bankrott. Also sichern die Steuerzahler-
Innen mit mehr als hundert Milliarden 
Euro den Immobilienfi nanzier Hypo 
Real Estate ab. Zwar haben verschie-
dene Banken wie etwa die Deutsche 
Bank auch Gelder reingegeben – aber 
als Kredite, für die sie Zinsen erhalten: 
staatlich abgesicherte, beste Kreditge-
schäfte. Der Staat rettete auch die Com-
merzbank mit achtzehn Milliarden (ein 
Vierfaches des Bankwerts), liess sich 
dafür aber nur eine stille Beteiligung in 
Höhe von 25 Prozent und ein bisschen 
Mitsprache geben.

  Die ExpertInnen sind entsetzt. Die 
Banken hätten bisher nichts gelernt, 
sagt der Wirtschaftswissenschaftler Ru-
dolf Hickel, es bestehe die Gefahr, «dass 
schon wieder die nächste Krise produ-
ziert wird». In einem Zeitungsbeitrag 
schrieb Wolfgang Franz, Vorsitzender 
des einfl ussreichen, mehrheitlich neoli-
beral gestrickten Rats der fünf Weisen: 
«Man kann sich nur schwer des Ein-
drucks erwehren, dass das Casino welt-
weit allmählich wieder öffnet und die 
auf internationalen Finanzgipfeln abge-
gebenen Beteuerungen klammheimlich 
wieder kassiert werden.» Und was sagt 
Finanzminister Peer Steinbrück (SPD) 
dazu? Er wird mit den Worten zitiert: 
Die Lobbys seien halt «sehr stark».

  Selbst Bundesinnenminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) meinte kürzlich 
in einem Zeitungsbeitrag, dass die Fi-
nanzwirtschaft in der Krise die Lasten 
und die Verantwortung übernehmen 
müsse. Schäuble wörtlich: «Es ist die ers-
te Wirtschaftskrise, die unsere freiheit-
liche und soziale Wirtschaftsordnung 
infrage zu stellen droht.» Die immer 
weiter gehende Liberalisierung der Re-
gularien für die 
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Bildung ist Freiheit
Weltweit können rund 776 Millionen
Erwachsene weder lesen noch schrei-
ben – zirka jeder sechste. Das besagt
eine Studie der internationalen Organi-
sation für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur Unesco. Betroffen seien haupt-
sächlich BewohnerInnen der ärmsten
Weltregionen wie Indien und Afrika 
südlich der Sahara. Analphabetismus 
sei auch ein Spiegel der Armut. Erst
die Fähigkeit zu lesen und zu schreiben 
schaffe die Voraussetzung für ein selbst-
bestimmtes Leben. Nicht umsonst sagte 
der spanische Schriftsteller Enrique 
Galván: «Je mehr Bücher, umso mehr 
freie Menschen.» 

Besonders Frauen und Mädchen, 
die in vielen Gesellschaften benachtei-
ligt sind, würden fast zwei Drittel der 
Schreib- und Leseunkundigen ausma-
chen. Über 75 Millionen Kinder welt-
weit gehen überhaupt nicht zur Schule. 
Die Fortschritte bei der Alphabetisie-
rung hätten in den letzten Jahren wie-
der abgenommen. Grund sei unter an-
derem der Bevölkerungswachstum in
den betroffenen Ländern. Regierungen 
und nichtstaatliche Organisationen
müssten dem Problem mehr Aufmerk-
samkeit schenken. Andernfalls werden 
2015 immer noch über 700 Millionen 
Menschen nicht lesen und schreiben
können, so die Unesco-Studie.  

   Nina Fargahi  

KONGO

Plünderung 
im Bergbau
Die Bevölkerung Kongos hat kaum 
etwas von den Bodenschätzen ihres
Landes. Achtzig Prozent der Mine-
ralienexporte entgehen der staatlichen 
Kontrolle. Dies geht aus einem unver-
öffentlichten Untersuchungsbericht des 
kongolesischen Senats hervor, der der
deutschen Tageszeitung «taz» vorliegt. 
Systematisch würden Exportstatistiken 
gefälscht: Statt die Exportmengen kor-
rekt anzugeben und zu versteuern, wird 
jeweils nur ein Zehntel der Exporte in 
die Bücher eingetragen.  Finanzbeamte 
teilten die Einnahmen der Bodenschät-
ze mit den Bergbaufi rmen. Diese wür-
den ausserdem auch ihre Steuern und 
Gebühren nicht  ordnungsgemäss ent-
richten: Von den eingeforderten 206 
Millionen US-Dollar wären letztes Jahr 
nur 92 Millionen bezahlt worden. In der 
kongolesischen Staatsverwaltung herr-
sche «Chaos auf allen Ebenen». 

   Nina Fargahi  

Finanzindustrie sei, so Schäuble weiter, 
«im Nachhinein betrachtet ein Fehler» 
gewesen. Es müssten Anreize für nach-
haltiges Wirtschaften geschaffen wer-
den, man dürfe nicht zur Tagesordnung 
übergehen.

  Doch genau das ist in Deutschland 
passiert. Selbst im erzliberalen Britan-
nien plädiert Adair Turner, Chef der 
britischen Finanzaufsicht, mittlerweile 
dafür, den Finanzsektor auf ein «sozial-
verträgliches Mass schrumpfen» zu las-
sen oder «seine Gewinne besonderen 
Steuern zu unterwerfen». Damit mein-
te er vor allem die Kapitaltransfersteu-
er, besser bekannt als Tobin-Steuer, die 
GlobalisierungskritikerInnen seit lan-
gem fordern. In Deutschland hat bisher 
kein Regierungsmitglied, kein hochran-
giger Beamter Ähnliches gesagt.

  Wahlkampfzentrum Feuilleton
  Dabei gäbe es sogar Zuspruch von 

unerwarteter Seite. Eine Gruppe von 
vermögenden BürgerInnen verlangt seit 
längerem eine Vermögensabgabe für ih-
resgleichen. Sogar die OECD, die Verei-
nigung der dreissig reichsten Staaten, 
hält die Einkommensunterschiede in 
Deutschland für besonders gross.

  Und so wird die dringend notwendige 
Debatte über die Zukunft der deutschen 
Gesellschaft allein in den Feuilletons 
geführt. In der «Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung» forderte ein Autor einen 
Untersuchungsausschuss wie nach dem 
11. September 2001 in den USA, um auf-
zuarbeiten, was warum geschehen ist:
«Die Krise muss moralische und fi nan-
zielle Folgen für ihre Verursacher haben. 

≥ Fortsetzung von Seite 9

  Interview: Nina Fargahi

WOZ: Bis jetzt hat der Einsatz der 
Truppen in Afghanistan keine Rolle
gespielt im deutschen Wahlkampf.
Ändert sich das mit dem verhee-
renden Angriff auf die beiden Tank-
laster?
  Conrad Schetter: Ja, jetzt muss dieses 
aussenpolitische Thema ins Zentrum 
rücken. Man hat immer versucht, dieses 
unangenehme Thema irgendwie zu um-
gehen. CDU und FDP hatten bis jetzt 
dazu keine klare Haltung. Nun müs-
sen sie Stellung beziehen. Nur Die Lin-
ke verurteilte den Einsatz der interna-
tionalen Truppen in Afghanistan. Es
könnte sein, und das wünschte ich mir, 
dass jetzt eine grosse Diskussion statt-
fi ndet, die den Einsatz in Afghanistan 
grundlegend thematisiert.

Wie hat dieser Angriff die Be-
ziehungen zwischen den USA und
Deutschland beeinfl usst?
Das Verhältnis der beiden Länder war
diesbezüglich immer etwas schwierig.
Die US-Soldaten galten als Rambos
und die deutschen als Weicheier, um es 
einfach auszudrücken. Durch den von
deutschen Soldaten angewiesenen Luft-
angriff gelten nun die Deutschen als
übertrieben hart. Damit kann Deutsch-
land kaum noch glaubhaft seine deeska-
lierende Haltung im Afghanistaneinsatz 
aufrechterhalten. 

Woher kommt plötzlich der 
scharfe Ton der USA gegenüber dem
deutschen Kriegspartner?
  Bei der Nachbearbeitung des Falls
könnte man meinen, dass die USA 
Deutschland eins auswischen wollten. 
Dies, weil anscheinend der US-ameri-
kanische Nato-Kommandeur Stanley 
McChrystal der «Washington Post» In-
formationen gegeben haben soll, die die 
deutschen Befehlshaber sowie die Infor-
mationspolitik der Bundesregierung in 
ein schlechtes Licht rücken. Doch über 
einen Racheakt kann man nur spekulie-
ren. Man muss auch in Betracht ziehen, 
dass die Nato gerade angekündigt hat, 
ihre Strategie in Afghanistan ändern 
zu wollen: So gab Oberbefehlshaber 
McChrystal die Devise aus, bei Militär-
schlägen zivile Opfer um jeden Preis zu 
vermeiden, um das Vertrauen der Bevöl-
kerung zu gewinnnen. Mit diesem An-

griff wurde McChrystals Glaubwürdig-
keit zertrümmert. Von den Ereignissen 
profi tieren nur die Taliban: Die Nato
hat ihre Glaubwürdigkeit einmal mehr 
eingebüsst, die Nato-Partner zeigen sich 
zerstritten, und der afghanische Präsi-
dent Hamid Karzai kritisiert öffentlich 
ihr Vorgehen.

Oberst Georg Klein von der deut-
schen Bundeswehr gab den Befehl
zum Luftangriff, weil er einen An-
schlag mit den beiden Tanklastern
auf den deutschen Stützpunkt be-

fürchtete. War er sich über die poli-
tischen Konsequenzen seines Befehls 
bewusst?
Nein. Nach gegenwärtigem Wissens-
stand kann man sagen, dass der Luft-
angriff auf Basis mangelnder Informa-
tionen angeordnet wurde. Man muss
aber auch sagen, dass sich der Oberst si-
cherlich in einer Stresssituation befand 
und kurzfristig eine Entscheidung fällen 
musste. Das spiegelt wider, was die Sol-
daten am Hindukusch durchmachen.

Bestand denn wirklich Gefahr für 
den deutschen Stützpunkt?
Das glaube ich nicht. Immerhin ist der 
Zufahrtsweg zum deutschen Lager weit-
hin einsehbar, und potenzielle Attentä-
ter hätten kaum die Möglichkeit, ihr 
Fahrzeug zu beschleunigen. Daher er-
staunt mich die angeblich so dringende 
Notwendigkeit dieses militärischen
Schlages. Zudem steckten die Fahr-
zeuge im Flussbett fest. Hier war wohl 
weniger das Kalkül massgebend, sich 

verteidigen zu müssen, als vielmehr die 
Möglichkeit, einen Sieg über die Taliban 
davonzutragen.

Warum wurde ein so drastisches 
Mittel wie ein Angriff mit Kampfjets 
angeordnet?
  Die Entscheidung des Obersts macht 
deutlich, wie brisant mittlerweile die Si-
tuation um Kunduz ist. So befi nden sich 
die Soldaten hier anscheinend in einem 
permanenten Belagerungszustand und 
können nachts kaum noch das Lager 
verlassen. Dies widerspricht den offi zi-
ellen Verlautbarungen der Bundesre-
gierung, dass die Situation um Kunduz 
stabil sei. Das Beharren des deutschen 
Verteidigungsministers Franz Josef
Jung, dass in Afghanistan kein Krieg 
herrsche, wirkt daher immer bizarrer. 

CONRAD SCHETTER ist wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Zentrum für Entwicklungs-
forschung der Universität Bonn. Sein 
Schwerpunkt liegt bei Afghanistan. 

AFGHANISTAN Der von der deutschen Bundeswehr angeordnete Luftangriff auf zwei 
Tanklastwagen hat Dutzende zivile Todesopfer gefordert. Afghanistanexperte Conrad Schetter 
hofft nun, dass der Kriegseinsatz zum Wahlkampfthema in Deutschland wird.

Verspielte Glaubwürdigkeit

Conrad Schetter.

Nach dem Nato-Bombenangriff: Einer der zwei Tanklaster, die am 4. September in der Provinz Kunduz explodierten.

Anders lässt sich der Zusammenhalt der 
Gesellschaft nicht bewahren.»

  Auch der ostdeutsche Soziologe Wolf-
gang Engler (Titel seines neuen Buches: 
«Lüge als Prinzip. Aufrichtigkeit im Ka-
pitalismus») verlangt eine Diskussion: 
«Mir hätte gefallen, wenn jemand ge-
sagt hätte: Wir sind Ko-Autoren dieser 
Krise.» Und weiter: «Das war ja weitge-
hend ein Produkt der rot-grünen Regie-
rung, die riskante Finanzprodukte zu-
gelassen und in der Steuergesetzgebung 
Schleusen geöffnet hat.» Der Schriftstel-
ler Ingo Schulz sagt in einer jener vielen 
Feuilletondebatten: «Warum vertrauen 
wir unsere Zukunft jenen an, die dem 
Gemeinwesen das Risiko, sich selbst 
aber den Gewinn vorbehalten haben?»

  Vor allem die wirtschaftsliberalen 
Medien thematisieren, wozu die gros-
sen Parteien schweigen: Nach der Wahl 
werde im Sozialbereich hart gekürzt. Im 
Wahlkampf aber versucht nur die Partei 
Die Linke, diese Frage – wer zahlt die 
Zeche? – in den Radius der allgemeinen 
Aufmerksamkeit zu rücken: Die an-
deren schauen lieber weg. Es gibt kei-
ne Ideen, keine Visionen, nicht einmal 
leere Versprechungen, nur Plakate mit 
Köpfen und allgemeinen Parolen. «Wir 
haben die Kraft», steht auf den CDU-
Postern. Mehr nicht.

  Der nützliche Blick zurück
  Dabei gäbe es durchaus was zu dis-

kutieren. Die Thesen des Berliner 
Wirtschaftswissenschaftlers Sebastian 
Dullien etwa, der «ein neues Wachs-
tumsmodell» fordert, weil die Exportab-
hängigkeit ein «Verhängnis» sei. Seine 
Überlegung: Mehr noch als die falschen 
Anreize (Boni) und mangelhaften Auf-
sichtsstrukturen (Regulierung) seien 

die globalen Ungleichgewichte die ent-
scheidende Ursache für die Krise. Den 
enormen Überschüssen in Deutschland, 
Japan und China stünden enorme De-
fi zite in Spanien, Britannien und vor 
allem den USA gegenüber. Seit dem 
Jahr 2002 hätten sich alleine die deut-
schen Exportüberschüsse auf 900 Mil-
liarden Euro summiert. Das habe die 
USA überhaupt erst zu jener verhäng-
nisvollen Kreditexpansion gezwungen 
(vgl. Artikel auf Seite 8 dieser Ausgabe). 
Dulliens Fazit: In den nächsten Jahren 
müsse die Binnenwirtschaft in Deutsch-
land stärker als die Exportwirtschaft 
wachsen. Aber wo konnte er das schrei-
ben? Im Kulturteil einer Zeitung.

  Wer nach Visionen sucht, wird eher 
in der Geschichte fündig. In den Feuil-
letons – schon wieder dort! – erschienen 

kürzlich Rezensionen der Bio grafi e* 
eines längst vergessenen Politikers. 
Hans Matthöfer spielte in Westdeutsch-
land während der siebziger und achtzi-
ger Jahre eine bedeutende Rolle. Er war 
Gewerkschafter und Sozialdemokrat, 
Forschungs- und Finanzminister und 
immer mitten im Machtzentrum. Matt-
höfer hat bereits Anfang der siebziger 
Jahre an der Frage gearbeitet, wie eine 
Wirtschaft wachsen könne, ohne die 
Umweltbelastung zu erhöhen. Als For-
schungsminister wollte er der Autoin-
dustrie bereits Ende der siebziger Jah-
re zehn Milliarden Deutsche Mark in 
die Hand drücken, wenn sie ihm dafür 
ein umweltfreundliches Langzeitauto 
entwickelte. Aber die wollte nicht. Und 
mitten in den harten Spardebatten An-
fang der achtziger Jahre legte Matthöfer 

als Bundesfi nanzminister ein Konzept 
vor, mit dem er Sparen, Arbeitsplätze 
schaffen und ein ökologisch schonendes 
Wachstum zu vereinen versuchte; eine 
Ökosteuer spielte darin eine zentrale 
Rolle. Anfang der achtziger Jahre, vor 
fast dreissig Jahren, und als Bundes-
finanzminister! Was müssten heute 
der Bundesfi nanzminister Steinbrück, 
die Bundeskanzlerin Merkel in einem 
Wahlkampf an Politikentwürfen vor-
legen, wollten sie auch nur annähernd 
 diese Weitsicht aufweisen und diesen 
Mut aufbringen.

  * WERNER ABELSBERGER: «Nach dem Wirt-
schaftswunder. Der Gewerkschafter, 
Politiker und Unternehmer Hans Matt-
höfer». Dietz-Verlag. Berlin 2009. 
797 Seiten. Fr. 93.90. 

  Bei der letzten Bundestagswahl im 
Jahr 2005 kamen die sozialen und öko-
logischen Parteien – SPD plus Grüne 
plus Linkspartei – auf eine Mehrheit 
von 51 Prozent. Rein rechnerisch wäre 
eine rot-rot-grüne Koalition machbar 
gewesen. Die SPD lehnte ein Bündnis 
mit der Linkspartei (heute: Die Linke) 
rundweg ab.

  Mittlerweile haben sich die  Kräfte 
verschoben: Die SPD, die in der 
 Grossen Koalition für die Durchset-
zung der Rente mit 67 verantwortlich 
war, verlor weiter an Zustimmung. Die 
Grünen – mitverantwortlich für den 
Sozialabbau und die Kriegseinsätze in 
Jugoslawien und Afghanistan während 
der rot-grünen Koalition unter Ger-

hard Schröder 1998 bis 2005 – verloren 
an  Profi l. Und die FDP, die Partei jener, 
die von der Umverteilung von unten 
nach oben profi tiert hatten, legt seit 
Beginn der Finanz- und Wirtschafts-
krise zu.

  Das mag angesichts der Tatsache, 
dass die Marktideologie gescheitert 
ist, merkwürdig erscheinen. Den Wohl-
habenden geht es heute jedoch besser 
als vor ein paar Jahren. Und viele der 
Besserverdienenden trauen der CDU 
nicht mehr so recht. Diese hatte ihnen 
2005 einen radikalen Umbau der ge-
sellschaftlichen Verhältnisse verspro-
chen: weitere Steuersenkungen und 
Kopfprämien im Gesundheitswesen 
nach dem Schweizer Modell. Nach 

dem für die CDU katastrophalen Wahl-
ergebnis 2005 (sie blieb nur knapp 
vor der SPD) krebste Angela Merkel 
jedoch zurück.

  Und so hält der grosse Trend, den es 
seit einigen Jahren gibt, an: Die klei-
nen Parteien lassen die beiden Grossen 
schrumpfen. Denn auch die Grünen, 
die immer mehr zu einer Art moderner 
FDP werden, legen zu (Renate Künast, 
Spitzenkandidatin der Grünen für die 
Bundestagswahl: «Wir sind die Partei 
des neuen Bürgertums»). Nur eine 
Politikerin kann sich derzeit zurückleh-
nen: Egal, ob Schwarz-Gelb gewinnt 
oder die Grosse Koalition neu aufgelegt 
wird: Angela Merkel bleibt im Amt. 

   Wolfgang Storz  

 Eine Gewinnerin steht schon fest
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